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Erste Überlegungen zur künftigen Entwicklung des 
Erwerbspersonenpotentials im Gebiet der neuen Bundesländer 

Modellrechnungen bis 2010 und Ausblick bis 2030 

Johann Fuchs, Emil Magvas, Manfred Thon* 

Der vorliegende Beitrag stellt erste Modellrechnungen zur Entwicklung des Erwerbspersonenpotentials in den neuen 
Bundesländern für den Zeitraum von 1990 bis 2010 dar. 
Dies geschieht auf dem Hintergrund einer höchst unsicheren Datenbasis, so daß die Berechnungen im wesentlichen auf 
plausiblen Setzungen für die Komponenten der Bevölkerungsentwicklung und das Erwerbsverhalten beruhen. Zentrale 
Annahmen sind: die Angleichung der Mortalität, der Fertilität und der Erwerbsquoten Ostdeutschlands an die westdeut-
schen Verhältnisse. 
Vorgestellt und diskutiert werden mehrere Varianten für das ostdeutsche Erwerbspersonenpotential, welche die tatsächlich 
sich einstellende Entwicklung wohl eingrenzen dürften. Grundsätzlich sind auch schnellere oder langsamere Anpassungs-
prozesse und Abweichungen von den westdeutschen Vorgaben denkbar. Immerhin gibt es ja auch innerhalb der alten 
Bundesländer beträchtliche regionale Unterschiede. 
Die Modellrechnungen sagen für die Zukunft Ostdeutschlands einen z. T. erheblichen Rückgang des Erwerbspersonenpo-
tentials voraus. Nur in den Varianten mit unverändert hohen Erwerbsquoten und einem völlig oder wenigstens langfristig 
weitgehend ausgeglichenen Wanderungssaldo verläuft dieser Prozeß moderat (etwa 300.000 bis 450.000 Personen weniger). 
In den anderen Varianten liegt das Erwerbspersonenpotential im Jahr 2010 um über eine Million unter dem des Basisjahres 
1990. 
Gesondert berücksichtigt wird der in kurz- bis mittelfristiger Sicht potentialmindernde Effekt von Vorruhestand und 
Altersübergangsgeld auf das Erwerbspersonenpotential in den neuen Bundesländern. 
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* Dr. Johann Fuchs, Dr. Emil Magvas, Manfred Thon sind wissenschaftli-

che Mitarbeiter im IAB. Der Beitrag liegt in der alleinigen Verantwor-
tung der Autoren. 

1 Die Modellrechnungen basieren auf der Szenariotechnik, nicht aber auf 
vergangenheitsgestützten Projektionen. Diesen qualitativen Unterschied 
sollte  man  bei  der  Einordnung  und  Interpretation  der  Ergebnisse 
beachten. 

2 Entsprechend einer Pressemitteilung des Statistischen Bundesamtes vom 
4.12.90 lebten am 1.1.90 in der DDR 191.000 Ausländer, was 1,6% der 
Bevölkerung ausmachte. Im Verlauf des Jahres 1990 ging diese Anzahl 
durch Rückführungen von ausländischen Arbeitskräften, die auf der 
Grundlage von Regierungsabkommen in der DDR tätig waren, deutlich 
zurück. 

l Einleitung 
Im folgenden werden erste Ergebnisse zur Entwicklung des 
Erwerbspersonenpotentials in den neuen Bundesländern 
für den Zeitraum von 1990 bis 2010 wiedergegeben, mit 
einem Ausblick bis 2030. 

Mangels einer aktuellen amtlichen Bevölkerungsprojektion 
für die ehemalige DDR wurde unter Anlehnung an Annah-
men des Statistischen Bundesamtes zur natürlichen Bevöl-
kerungsentwicklung und des IAB zur Wanderungsbewe-
gung zunächst eine Bevölkerungsvorausberechnung vorge-
nommen. Dieser schlössen sich alternative Schätzungen 
der nach Alter, Geschlecht und Familienstand unterglie-
derten Erwerbsquoten an. Unter Berücksichtigung des 
Effekts sozialpolitischer Maßnahmen (Stichwort: Vorruhe-
stand) ergeben sich daraus mehrere alternative Modell-
rechnungen für das Potential. 

Es muß darauf hingewiesen werden, daß es sich um langfri-
stige Modellrechnungen1 handelt, die die unter bestimmten 
Annahmen zu erwartenden Tendenzen angeben, und daß 
diese Tendenzen nicht die einzelnen Jahreswerte mit all 
ihren Sondereinflüssen zutreffend vorausschätzen können 
und sollen. 

Eine Unterscheidung nach Deutschen und Ausländern, wie 
sie in der alten Bundesrepublik üblich ist, wurde für die 
ehemalige DDR nicht vorgenommen. Außer einigen weni-
gen Eckdaten fehlt jegliche zugängliche strukturierte 
Datenbasis für die Ausländer, zudem ist ihr Anteil an der 
Gesamtbevölkerung mit weniger als 1% noch vergleichs-
weise gering2. 

  

MittAB 4/91 689 



2 Zur Bevölkerungsentwicklung  

2.1 Ausgangslage 
Ende Oktober 1990 lebten auf dem Gebiet der ehemaligen 
DDR nach einer Mitteilung des Gemeinsamen Statisti-
schen Amtes der neuen Bundesländer 16.134.000 Einwoh-
ner. Gegenüber dem Jahresende 1989 waren das etwa 
300.000 Personen (- 1,2%) und dem Jahresende 1988 
gegenüber rd. 541.000 Personen (- 3,2%) weniger. (Die 
Bevölkerung nahm in solch kurzer Zeit lediglich für einige 
Jahre vor dem „Mauerbau“ 1961 ähnlich stark ab). 
Die Übersiedlungswelle vornehmlich jüngerer Personen in 
die Bundesrepublik seit Mitte 1989 beendete eine längere 
Periode der Konsolidierung des Bevölkerungsbestandes in 
der ehemaligen DDR. Für diese Periode war ein geringer, 
in seiner Richtung wechselnder Außenwanderungssaldo 
und ein tendenziell leichter Geburtenüberschuß charakteri-
stisch. Seit 1989 wird die natürliche Bevölkerungsentwick-
lung wieder durch einen Gestorbenenüberschuß bestimmt, 
der 1990 nach eigener Schätzung die Größenordnung von 
etwa 40.000 erreichte. Ursache dafür ist, daß die Zahl der 
Lebendgeborenen als Folge sinkender Geburtenziffern im 
Gegensatz zu nur geringen Änderungen in den Sterbefällen 
deutlich zurückgeht. 
Für die Bevölkerungsprojektion wurde als Basisbevölke-
rung zum Jahresende 1990 eine Anzahl von 16.067.000 
Einwohnern geschätzt. Das sind gegenüber dem Jahr zuvor 
367.000 Personen (- 2,2%) weniger. 
Im Altersaufbau der Bevölkerung der ehemaligen DDR 
zeigt sich im Vergleich zur Bundesrepublik trotz des grund-
sätzlich anderen gesellschaftlichen Entwicklungsverlaufs in 
den letzten 45 Jahren doch deutlich die gemeinsame demo-
graphische Vergangenheit, die durch Kriege und Nach-
kriegsperioden in diesem Jahrhundert nachhaltig beein-
flußt wurde. Die jüngeren Altersgruppen sind allerdings in 
der Bevölkerung des neuen Bundesgebietes als Ergebnis 
der sozialpolitischen Maßnahmen seit Mitte der 70er Jahre 
deutlich stärker besetzt3. Bei den Älteren zeigen sich die 
Wirkung der Abwanderungen bis zum August 1961 und die 
etwas geringere Lebenserwartung in der ehemaligen DDR. 
Tabelle 2.1.1 zeigt die unterschiedlichen Altersstrukturen 
beider Gebiete. 

Tabelle 2.1.1: Vergleich der Altersstrukturen der Bevölkerung 

von (alter) Bundesrepublik und früherer DDR (in %) 

Die für das Erwerbspersonenpotential wichtige Gruppe der 
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (15 bis unter 65 
Jahre) hat an der Bevölkerung im östlichen Teil Deutsch-
lands einen Anteil von 67,3% und im westlichen von rd. 
69,8%. 

2.2. Annahmen zu den Komponenten der  
Bevölkerungsentwicklung 
Da eine aktuelle amtliche Bevölkerungsprojektion für die 
ehemalige DDR noch nicht zur Verfügung stand, wurde 
ausgehend von dem geschätzten Bevölkerungsbestand zum 
31.12.1990 eine Vorausberechnung in drei Varianten bis 
zum Jahre 2030 vorgenommen. Den Modellrechnungen 
liegen folgende Annahmen zu den Komponenten der 
Bevölkerungsentwicklung zugrunde. 

2.2.1 Fertilität 
In Übereinstimmung mit Annahmen des Statistischen Bun-
desamtes wurde eine allmähliche Anpassung der Gebur-
tenhäufigkeiten an das Ausgangsniveau im alten Teil des 
Bundesgebietes, im Konkreten an die Fertilität des Jahres 
1989, bis zum Jahre 2000 angesetzt. Die Nettoreproduk-
tionsziffer von 0,75 im Jahre 1989 wurde demzufolge auf 
0,65 bis zum Jahre 2000 abgesenkt und von da an konstant 
gehalten. 
Einer noch stärkeren Reduzierung der Geburtenhäufig-
keit, wie sie das Statistische Bundesamt in einer weiteren 
Variante vorsieht (Senkung der Reproduktionsziffer auf 
0,52 im Jahre 2000), wurde nicht gefolgt, zum einen aus 
formalen Gründen, um die Rechnungsvarianten über-
schaubar zu halten, zum anderen, weil dieser starken Sen-
kung der Fruchtbarkeitsziffer eine geringe Realitätschance 
beigemessen wurde. Für das Erwerbspersonenpotential 
haben unterschiedliche Annahmen zum Fertilitätsgesche-
hen – abgesehen von Auswirkungen auf die Frauener-
werbsneigung – ohnehin erst auf sehr lange Frist eine 
Bedeutung (ein Effekt würde frühestens in 15 Jahren auf-
treten, weil dann die jetzt Geborenen in das erwerbsfähige 
Alter eintreten). 
Bei der altersspezifischen Anpassung der Geburtenziffern 
wurden entsprechend der Tendenzen in der Vergangenheit 
die größten relativen Abnahmen bei den 17- bis 21jährigen 
Frauen angenommen. Tabelle 2.2.1 faßt die getroffenen 
Annahmen zusammen4. 

 

Tabelle 2.2.1: Altersspezifische Fruchtbarkeitsziffern 1989 und 
2000 in Ostdeutschland – Lebendgeborene je 1000 Frauen - 

 
Quelle: Statistisches Jahrbuch der DDR, Statistisches Jahrbuch für die 

Bundesrepublik Deutschland 

  

 

  3 Der drastischen Abnahme der Geborenenzahl als Folge der Legalisierung 
des Schwangerschaftsabbruchs im Jahre 1972 wurde mittels eines ganzen 
Bündels   von   sozialpolitischen   Maßnahmen   mit   zeitweiligem   Erfolg 
gegengesteuert. Dazu gehörten u. a. die Erhöhung des Kindergeldes, die 
Kreditgewährung ohne Rückzahlungspflicht bis zu einer von der Kinder-
zahl abhängigen Grenze für junge Ehepaare, eine gesetzliche Reduzie-
rung der Arbeitszeit für Frauen mit Kindern, die Möglichkeit der Frei-
stellung der Mutter nach der Geburt (Babyjahr). 

4 Vgl. hierzu Sommer (1991) und Wendt (1991). 

2.2.2 Sterblichkeit 
Auch hierbei wurde dem Ansatz des Statistischen Bundes-
amtes gefolgt. Ausgehend von den altersspezifischen Ster-
beziffern des Jahres 1987 wurde das Sterblichkeitsniveau 
an das der alten Bundesrepublik in zwei Etappen angegli-
chen: bis zum Jahre 2010 an das Niveau, das die Bundesre- 
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publik gegenwärtig (1987) bereits erreicht hat, und bis 2030 
an das Niveau, das für die ehemalige Bundesrepublik für 
das Jahr 2010 prognostiziert wird. Weil die altersspezifi-
schen Sterbeziffern bis auf wenige Ausnahmen in der ehe-
maligen DDR höher sind und demzufolge die Lebenser-
wartung niedriger ist als im bisherigen Bundesgebiet, 
bedeuten diese Annahmen eine steigende Lebenserwar-
tung, was Tabelle 2.2.2 am Beispiel der Lebenserwartung 
eines Neugeborenen zeigt (vgl. Sommer 1991). 

Tabelle 2.2.2: Lebenserwartung eines Neugeborenen in Ost-

deutschland – 1989, 2010, 2030 

Sie setzen sich aus den Teilaggregaten Binnenwanderung, 
Aussiedler, Asylbewerber und sonstige Außenwanderung 
zusammen. Die Annahmen sind eher als eine Untergrenze 
einzuschätzen auf dem Hintergrund einer ab 1992 allmäh-
lich in Gang kommenden positiven Entwicklung auf dem 
Arbeitsmarkt im neuen Teil des Bundesgebietes bzw. eines 
allmählichen Ausgleichs des Unterangebots an Arbeitsplät-
zen – auch durch Pendlerbewegung von Ost nach West. 

Tabelle 2.2.3: Wanderungsannahmen für Ostdeutschland – Salden 
für 1990 bis 2010 (in 1000) 

 
1 wie Westdeutschland 1987 
2 wie Westdeutschland 2010 

  

Die für die Bevölkerungsvorausberechnung erforderlichen 
altersspezifischen Sterbeziffern wurden ebenso wie die 
Fruchtbarkeitsziffern zwischen den Eckjahren interpoliert. 
Die in einigen Altersjahren aufgetretenen „Ausreißer“, die 
auf Zufallseinflüsse zurückzuführen sind, wurden geglättet. 

2.2.3 Wanderungen 
Wanderungsbewegungen bestimmen mitunter nachhaltiger 
die Bevölkerung in Anzahl und Struktur als Geburtenent-
wicklung und Sterbefälle. Viel weniger als bei den Kompo-
nenten der natürlichen Bevölkerungsentwicklung lassen 
sich bei den Wanderungen Ableitungen aus Verläufen der 
Vergangenheit treffen. Nicht vorhersehbare politische 
Ereignisse können kurzfristig das Migrationsgeschehen 
gewaltig beeinflussen. Die Wanderungsannahmen bilden 
daher ein besonders schwieriges Kapitel jeder Bevölke-
rungsprojektion. Andererseits kann auf derartige Annah-
men nicht verzichtet werden, wenn man auf ein möglichst 
realistisches Bild der künftigen Bevölkerungsentwicklung 
Wert legt. 
Für die Wanderungssalden wurden in Abstimmung mit den 
Kurzfristprognosen des IAB für Gesamtdeutschland die in 
Tabelle 2.2.3 zusammengestellten Annahmen getroffen5. 

 
5 In der Kurzfristprognose wird mittlerweile mit leicht veränderten Annah-

men gearbeitet. Die generellen, langfristigen Tendenzen bleiben davon 
unberührt. Welchen Effekt alternative Wanderungsannahmen haben 
können, wird in den Kapiteln 3.3 und 4 diskutiert. 

Aus den Annahmen ergibt sich bis 1994 ein Abwande-
rungsüberschuß mit stark rückläufiger Tendenz, ab 1995 
durch Aussiedler, Asylbewerber und eventuell auch Rück-
wanderer aus Westdeutschland ein Zuwanderungsgewinn, 
der bis zum Jahre 2010 mit durchschnittlich jährlich 30.000 
Personen als konstant angesetzt wurde. Ab 2011 wurde mit 
einem Wanderungssaldo Null gerechnet. Die globalen 
Wanderungssalden wurden mittels konstanter Strukturen 
nach Alter und Geschlecht umgerechnet. 

2.3 Ergebnisse 
Tabelle 2.3.1 enthält die Ergebnisse dreier Modellrech-
nungen: 

Variante 1: Fertilität und Mortalität konstant wie im Aus-
gangsjahr 1989/1990, ausgeglichener Wanderungssaldo. 
Variante 2: Fertilität und Mortalität wie in 2.2.2 beschrie-
ben abnehmend, ausgeglichener Wanderungssaldo. 
Variante 3: Fertilität und Mortalität wie in Variante 2, 
Wanderungen bis 2010 wie in 2.2.3 beschrieben. 

Variante l beantwortet die Frage, wie sähe die Bevölke-
rung in Anzahl und Struktur aus, wenn Geburten und 
Sterberaten unverändert blieben. Im Vergleich dazu zeigt 
Variante 2 den Einfluß der angenommenen Änderungen in 
den Komponenten der natürlichen Bevölkerungsentwick-
lung. Der Vergleich von Variante 3 und 2 gibt Aufschluß 
über den Einfluß des Wanderungsgeschehens. 

Tabelle 2.3.1: Bevölkerungsvorausschätzung 1990 bis 2030 (in 1000, zum Jahresende) 
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1 Bevölkerung im Alter von 15 bis unter 65 Jahre 

Tabelle 2.3.3: Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter1 von 1990 bis 
2030 (Variante 3, in 1000, Jahresdurchschnitt) 

 
15 bis 64 Jahre 

Tabelle 2.3.1 gibt einen Überblick über die Bevölkerungs-
entwicklung von 1990 bis 2030 für ausgewählte Eckjahre6. 
Aus dem Vergleich der Varianten l und 2 ist ein schwacher 
Einfluß des natürlichen Bevölkerungsgeschehens offen-
kundig. Wesentlich stärker wirken sich die Wanderungen 
aus. Nach Variante 3 ist eine Abnahme der Bevölkerung in 
der ehemaligen DDR von 1990 bis 2000 um 570.000 Perso-
nen (-3,5%) zu erwarten, bis 2010 um weitere 220.000 
(- 1,4%) und bis 2030 um noch einmal fast 2 Millionen 
(- 12,8%). (Bei der Interpretation sollte aber berücksich-
tigt werden, daß ab 2011 ein Wanderungssaldo von Null 
angenommen wurde, folglich Variante 2 und 3 in ihrer 
Entwicklungstendenz übereinstimmen.) 
Von Bedeutung ist auch die große Verschiebung in der 
Altersstruktur der Bevölkerung zugunsten der Älteren. 
Niedrige Geburtenraten und sinkende Sterbeziffern engen 
die Basis der Alterspyramide langfristig immer mehr ein. 
Diese Tendenz verdeutlicht Tabelle 2.3.2. Z. B. nimmt der 
Anteil der über 65jährigen an der Gesamtbevölkerung von 
Jahr zu Jahr zu, zunächst gering, später beschleunigt. 
Nach dieser Projektion wären etwa 18% der Bevölkerung 
im Jahr 2010 65 Jahre oder älter. Gleichzeitig nimmt der 
Anteil der unter 15jährigen stark ab. Für die Bevölkerung 
im erwerbsfähigen Alter (hier 15 bis unter 65 Jahre) heißt 

 
6 Die Anhangstabelle AO enthält die vollständigen Ergebnisse für den 

gesamten Zeitraum, und zwar für die jahresdurchschnittliche Bevölke-
rung. 

7 Vgl. dazu Klauder/Kühlewind (1980), Brinkmann/Klauder/Reyher/Thon 
(1987). 

das, ihr Anteil an der Gesamtbevölkerung steigt bis 2000 
leicht an, um dann kontinuierlich zurückzugehen. 

Tabelle 2.3.2: Struktur der Bevölkerung nach arbeitsmarktrele-
vanten Altersgruppen (Variante 3, in %, im Jahresdurchschnitt)

Die absolute Zahl der Bevölkerung im erwerbsfähigen 
Alter geht von 1990 bis 1995 um rd. 160.000 Personen 
(- 1,4%) zurück, nimmt danach wieder zu und überschrei-
tet im Jahre 2000 um etwa 85.000 den Wert von 1990, um 
anschließend von Jahr zu Jahr beschleunigt abzunehmen 
(vgl. Tabelle 2.3.3). 

3 Entwicklung des Erwerbspersonenpotentials  

3.1 Ausgangslage 
Die Schätzung des (künftigen) Erwerbspersonenpotentials 
in den neuen Bundesländern stellt Probleme ganz besonde-
rer Art. Das IAB-Potentialkonzept7 ist auf das System der 
Erwerbstätigkeit in der früheren DDR kaum übertragbar. 
Die Vorausschätzung des Potentials in den neuen Bundes-
ländern kann deshalb auf keinerlei Zeitreihendaten auf-
bauen. 
In der früheren DDR gab es systembedingt keine offene 
Arbeitslosigkeit. Jeder Arbeitswillige fand im Prinzip eine 
Beschäftigung. Andererseits entsprach dem verfassungs-
mäßig garantierten Recht auf Arbeit auch eine gesellschaft-
lich normierte Pflicht zur Arbeit. 
Die (effektiven) Erwerbsquoten waren sowohl bei den 
Männern als auch bei den Frauen so hoch, daß die Zahl der 
Erwerbstätigen nahe an die Zahl der Bevölkerung im 
erwerbsfähigen Alter heranreichte. Das „totale Potential“ 
(Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter) wurde in der frü-
heren DDR zu 86% ausgeschöpft (globale Erwerbsquote), 
in der alten Bundesrepublik dagegen nur zu 69%. 
In der ehemaligen DDR entsprach das Potential deshalb 
nahezu vollständig der Zahl der Erwerbstätigen, in der 
alten Bundesrepublik dagegen der Gesamtsumme aus 
Erwerbstätigen, registrierten Arbeitslosen und Stiller Re-
serve. 
Diese systembedingten Unterschiede zeigen sich auch in 
den geschlechtsspezifischen Erwerbsquoten. Der Vergleich 
der globalen Erwerbsquoten zwischen der früheren Bun-
desrepublik und der früheren DDR machte die großen 
Unterschiede in der Nutzung des demographischen Faktors 
des Arbeitskräfteangebots schon deutlich (vgl. auch 
Tabelle 3.1.1). Nach dem Geschlecht differenziert wird ein 
noch größerer Abstand sichtbar. Ist auch der Unterschied 
bei den Männern nicht sehr hoch, so beträgt er bei den 
Frauen rd. 25 Prozentpunkte. Die durchschnittliche 
Erwerbsquote der Frauen in der ehemaligen DDR war 
damit etwa l l/2mal so hoch wie die in der Bundesrepublik 

 
Alter: 15 bis 64 Jahre; deutsche Bevölkerung in den alten Bundesländern, 
Gesamtbevölkerung in den neuen Bundesländern (bei einem Ausländeran-
teil von rund l % an der Bevölkerung sind die Erwerbsquoten der ehemali-
gen DDR mit denen für die deutsche Bevölkerung in Westdeutschland 
vergleichbar) 
1 Quelle: Mikrozensus April 1989, WiSta 7/1990, S. 455. 
2 Quelle: Sozio-ökonomisches Panel Juni 1990, DIW-Wochenbericht 49/90, 

S. 682. 
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und erreichte damit fast die Quote der Männer in der alten 
Bundesrepublik. 
In der Übergangsphase von einer sozialistischen Planwirt-
schaft zu einer sozialen Marktwirtschaft, in der sich Wirt-
schaft und Gesellschaft der neuen Bundesländer gegenwär-
tig befinden, entsteht jetzt neben einer registrierten 
Arbeitslosigkeit auch eine Stille Reserve. Erste, noch 
unvollständige Einsichten in den Prozeß der veränderten 
Erwerbssituation in den neuen Bundesländern gewähren 
zwei Stichprobenbefragungen: das Sozio-ökonomische 
Panel (Juni 1990)8 und der im Auftrag der Bundesanstalt 
für Arbeit durchgeführte Arbeitsmarkt-Monitor für die 
neuen Bundesländer im November 19909. Aufgrund der 
Fragestellungen in diesen beiden Erhebungen läßt sich 
auch die Beschäftigungslage der Befragten vor einem Jahr, 
vor der politischen Wende 1989, rekonstruieren. Zusätzli-
che Aufschlüsse über die Erwerbssituation im neuen Teil 
des Bundesgebietes werden die weiteren Befragungswellen 
des Arbeitsmarkt-Monitors und der Mikrozensus, der erst-
mals im April 1991 durchgeführt wurde, dessen arbeits-
marktrelevante Daten aber erst 1992 zu erwarten sind, 
bringen. 
Zusammen mit der Berufstätigenerhebung vom 30. Sep-
tember 1989 der ehemaligen staatlichen Zentralverwaltung 
für Statistik und dem Datenspeicher „Gesellschaftliches 

Arbeitsvermögen“ liefern der Arbeitsmarkt-Monitor und 
das Sozio-ökonomische Panel genügend Daten, um damit 
eine Ausgangsbasis für eine längerfristige Vorausschätzung 
zu erstellen. 

Ende September 1989 gab es nach der Berufstätigenerhe-
bung 8,5 Millionen Berufstätige. Hinzuzuzählen sind die 
auf ca. 700.000 geschätzten im sog. X-Bereich Tätigen, 
338.000 Lehrlinge und 210.000 Frauen im Mütterjahr. Dies 
ergibt insgesamt etwa 9,8 Millionen Erwerbspersonen, was 
man als eine Näherung für das vor der Wende aktivierte 
Potential ansehen könnte. 

Der Arbeitsmarkt-Monitor erbrachte für den November 
1990 unter Einschluß der gemeldeten Arbeitslosen 
(551.000) und der nicht beim Arbeitsamt gemeldeten 
Arbeitslosen (116.000) eine Zahl von 9 Millionen 15- bis 
64jährige Erwerbspersonen, zu der noch etwa 200.000 
nichterwerbstätige Arbeitsuchende (ohne gemeldete 
Arbeitslose), die nicht den Status Schüler oder Student 
haben, gezählt werden können. Man vergleiche hierzu 
Tabelle 3.1.2. Zusammen ergibt das ein Potential von 9,2 
Millionen Erwerbspersonen (ohne über 64jährige). 

Der Rückgang von 9,8 Millionen im September 1989 auf 
9,2 Millionen im November 1990 erscheint nicht unplausi-
bel zu sein, wenn man die grundlegenden Umbrüche in der 
Arbeitsmarktlandschaft der ehemaligen DDR einschließ-
lich der massiven Abwanderungen in die alten Bundeslän-
der im Verlauf des einen Jahres in Betracht zieht. 

 
8 Vgl. Schulz (1990a) 
9 Vgl. für Infratest Sozialforschung, Bielenski, von Rosenbladt (1991)

Tabelle 3.1.2: Schätzung der Erwerbspersonen Ostdeutschlands für 1989/90 – 1000 Personen - 

 

1 Eigene Schätzung auf der Basis der Beschäftigtenerhebung zum 30. 9. 1989, einschl. geschätzte Zahl der Beschäftigten im X-Bereich (700 Tsd., darunter 250 
Tsd. Frauen). Frauen im Mütterjahr und Wehrpflichtige wurden vom Arbeitsmarkt-Monitor übernommen. 

2 Quelle: Infratest Sozialforschung, Arbeitsmarkt Monitor für die neuen Bundesländer im Auftrag der Bundesanstalt für Arbeit, Umfrage 11/90, Berichtsband 
S. 70, Tabellen l, 6 

3 Es handelt sich hierbei um eine sehr heterogen zusammengesetzte Personengruppe, die z. T. zur Stillen Reserve zu rechnen ist: 23% der 280 Tsd. Personen 
sind Schüler/Studenten, 16% Rentner, 14% wegen Mütterjahr gestellte Frauen, 12% Hausfrauen, 7% Wehrpflichtige, 17% nicht gemeldete Arbeitslose, 6% 
befinden sich in Fortbildung/Umschulung. Schätzungsweise können 200 Tsd. zur Stillen Reserve gezählt werden. 
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Die Abnahme des Potentials setzt sich im wesentlichen aus 
vier Komponenten zusammen: 
- Abwanderung von Erwerbstätigen in die Bundesrepu-

blik von  Oktober  1989 bis Oktober  1990:  geschätzt 
290.000 

- Beendigung der Erwerbstätigkeit von ehemals berufstä-
tigen   Altersrentern   (am   30.09.1989   waren   280.000 
Altersrentner noch berufstätig): geschätzt 230.000 

- Übergang in den Vorruhestand10 bis Oktober  1990: 
300.000 

- Rückwanderung ausländischer Arbeitskräfte: geschätzt 
40.000 

Diese Positionen machen zusammen etwa 860.000 
Erwerbstätige aus, die aus dem Erwerbspersonenbestand 
von 9,8 Millionen im September 1989 im Laufe der Zeit bis 
November 1990 ausgeschieden sind. Nach dieser Rechnung 
ergibt das für den November 1990 8.940.000 Personen. 
Berücksichtigt man die Unscharfen bei der Schätzung der 
Einzelpositionen und den Stichtagseffekt, so erscheint die 
Abweichung um rd. 260.000 vom Arbeitsmarkt-Monitor 
durchaus im Rahmen des Vertretbaren zu liegen11. 
Für 1990 wurde das Potential bestimmt, indem von 
Erwerbsquoten ausgegangen wurde, die mittels des Sozio-
ökonomischen Panels für den Juni 1990 – strukturiert nach 
Alter, Geschlecht und Familienstand – gewonnen wurden. 
Diese Quoten werden als ausreichend zuverlässige Schät-
zung des Erwerbsverhaltens betrachtet. Diese „Potenti-
alquoten“ und die jahresdurchschnittliche Bevölkerung (im 
Alter von 15 bis unter 75 Jahren) ergeben ein Potential von 
9,6 Millionen Erwerbspersonen. 
Hierzu kann folgende Gegenrechnung anhand amtlicher 
Zahlen angestellt werden: 
Jahresdurchschnitt 1990 
Erwerbstätige lt. Stat. Bundesamt 8.923.000 
registrierte Arbeitslose 240.000 
Vorruhestands-, Altersübergangsfälle 195.000 

9.358.000 

 
10 Langfristig handelt es sich bei den in den Vorruhestand Eingetretenen um 

einen Teil der Stillen Reserve, auch wenn die konkret Betroffenen selbst 
bei günstiger Arbeitsmarktlage nur zu einem geringen Teil wieder eine 
Arbeit aufnehmen würden. Aber man kann unterstellen, daß die nach-
rückenden Alterskohorten bei verbesserter Arbeitsmarktsituation ihre 
Berufstätigkeit fortsetzen werden, wenn sie die Altersgrenze für den 
Vorruhestand/Altersübergangsgeld erreicht haben. Die Vorruhestands- 
regelung, d. h. die Möglichkeit mit Vollendung des 55. Lebensjahres 
(Frauen) bzw. 60. Lebensjahres (Männer) ein Vorrentengeld zu beziehen, 
wurde im Februar 1990 eingeführt und im Oktober durch eine 
Altersübergangsgeldregelung ersetzt, die das Mindestalter für die Inan-
spruchnahme beider Geschlechter auf 57 Jahre festsetzt.  Seit 1.7.91 
wurde das Eintrittsalter für die Altersübergangsgeldregelung auf das 55. 
Lebensjahr herabgesetzt. Die Regelung gilt derzeit befristet bis zum 
31.12.1991 (vgl. Kapitel 3.4) 

11 Außerdem ist zu berücksichtigen, daß von etwa 170.000 neu ins erwerbs-
fähige Alter aufgerückten Jugendlichen (1989 14jährig) ein Teil, ca. 
70.000, potentialwirksam wird, und daß der Monitor die über 64jährigen 
außer acht läßt (ca. 150.000). 

12 Die in den Modellrechnungen angenommene Geschwindigkeit, mit der 
die Anpassung an das westdeutsche Erwerbsverhalten erfolgt, ist ein 
wichtiger Aspekt der künftigen Erwerbsquoten in Ostdeutschland. Sie 
differiert bei Männern, verheirateten und nichtverheirateten Frauen. 
Dies deshalb, weil sich die relativ kleinen Unterschiede bei den Männern 
und den nichtverheirateten Frauen in den Ausgangswerten von „Ostquo-
ten“ und „Westquoten“ wahrscheinlich leichter nivellieren als die größe-
ren bei den verheirateten Frauen, denn die das Erwerbsverhalten deter-
minierenden Rahmenbedingungen werden sich bei geringen Unterschie-
den schneller verwischen als bei großen Abweichungen. Zudem ist es bei 
kleinen Differenzen in den Erwerbsquoten relativ unerheblich, wie lange 
der Anpassungsprozeß dauert, denn in den Quantitäten macht sich das 
kaum bemerkbar. Bei großen Unterschieden spielt die Länge des Anpas-
sungszeitraumes hingegen auch quantitativ eine Rolle. 

Die unterschiedlichen Ansätze kommen zwar zu verschie-
denen Ergebnissen, doch liegen die Schätzungen für das 
globale Potential recht nahe beieinander. Die Jahresdurch-
schnitte sind – entwicklungsgerecht – höher als der Stich-
tagswert im November 1990 und niedriger als der vom 
September 1989. Bezüglich der Abweichung der beiden 
Jahresdurchschnitte ist zu bedenken, daß in einem Fall der 
globale Wert additiv aus den nach Alter und Geschlecht 
strukturierten Erwerbsquoten und Bevölkerungszahlen 
errechnet wird, im anderen Fall werden mehrere (amtli-
che) Aggregate (Erwerbstätige, Arbeitslose, Vorruhe-
ständler) zusammengefaßt. Letzterem ist – schon aus allge-
meinen statistischen Überlegungen heraus – eine größere 
Genauigkeit beizumessen. Mit dem im weiteren angenom-
menen globalen Niveau von 9,4 Millionen für das jahres-
durchschnittliche Potential 1990 – als Ausgangsbasis für die 
Fortschreibung – wird dieser Einschätzung Rechnung ge-
tragen. 

3.2 Annahmen zu den Erwerbsquoten 
Es wurde bereits darauf hingewiesen, daß die statistische 
Datenbasis für die Aufhellung des Erwerbsverhaltens im 
neuen Teil des Bundesgebietes sehr schmal ist. Insbeson-
dere ist es nicht möglich, die Erwerbsquoten aus Vergan-
genheitsdaten zu schätzen. Bei den folgenden Annahmen 
zu den Erwerbsquoten handelt es sich demzufolge um 
einen ersten groben Orientierungsrahmen, der im Laufe 
der Zeit durch statistische Schätzungen ausgefüllt bzw. 
ersetzt werden muß. Derzeit dominieren Plausibilitätsüber-
legungen für die Entwicklung der Erwerbsquoten in den 
neuen Bundesländern. 
Ausgangspunkt der Annahmen zu den Potentialerwerbs-
quoten bilden Ergebnisse des Sozio-ökonomischen Panels 
vom Juni 1990 (Schulz 1990c, DIW 1990). Nur diese Stich-
probenbefragung liefert Quoten in der erforderlichen Tie-
fenstrukturierung. Neben den verschiedenen Kategorien 
des Erwerbsstatus wie Erwerbstätigkeit, Berufsausbildung, 
Mütterjahr, Wehrdienst, sind die Erwerbspersonen in 5er-
Altersgruppen vom 15. bis 69. Lebensjahr (die Gruppe der 
70- bis 74jährigen wurde dazugeschätzt) und die weiblichen 
zusätzlich nach dem Familienstand gegliedert, wobei nur 
zwischen verheiratet und nichtverheiratet unterschieden 
wird. 

Es werden im einzelnen folgende Annahmen12 getroffen: 
a) Männer: Es wird eine rasche Angleichung an die Poten-
tialerwerbsquoten der bisherigen Bundesrepublik unter-
stellt. Diese sei 1995 abgeschlossen. Die weiteren Verände-
rungen verlaufen von da an wie in der Projektion für 
Westdeutschland. 
Das bedeutet nach Altersgruppen: 
- In der Altersgruppe der 15- bis 29jährigen nehmen die 
Erwerbsquoten als Folge höherer Bildungsbeteiligung ab. 
Man geht sicher nicht fehl in der Annahme, daß die Anglei-
chung der Bildungsverhältnisse,  des Bildungsverhaltens 
und der Bildungsbeteiligung der Jugendlichen der ehemali-
gen DDR an die der Altbundesrepublik sehr rasch erfolgen 
wird. 

- In den mittleren Altersgruppen vom 30. bis 54. Lebens-
jahr haben die Quoten ihre (fast) maximale obere Grenze 
erreicht und sind in etwa so hoch wie im alten Bundesge-
biet, wo eine merkliche Veränderung auf absehbare Zeit 
bisher nicht prognostiziert wird. In diesem Altersbereich 
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werden sich also die „Potentialerwerbsquoten“ der ehema-
ligen DDR fast nicht ändern. 
- In der Altersgruppe der 55- bis 64jährigen nehmen die 
Quoten zunächst deutlich ab, und zwar als Reaktion auf 
veränderte rechtliche Bedingungen zur Beendigung der 
Berufstätigkeit (steigende Frühinvaliditätsquoten auf west-
deutsches Niveau aufgrund besserer rechtlicher Möglich-
keiten, Ruhestandsgrenzen). Wieviele von denen, die jetzt 
wegen schlechter Arbeitsmarktlage aus dem Arbeitsprozeß 
ausgeschieden sind bzw. noch ausscheiden, und bei besse-
ren Bedingungen wieder dem Arbeitsmarkt zur Verfügung 
stehen, kann heute noch nicht abgeschätzt werden. Eine 
Rückkehr der Quoten auf das alte Niveau dürfte aber 
ausgeschlossen sein,  solange  sich die  Arbeitsmarktlage 
nicht wesentlich verbessert. 

- Die   Erwerbsquoten   der   Altersrentner   ab   dem   65. 
Lebensjahr reduzieren sich deutlich. Die im Vergleich zu 
Westdeutschland hohe Erwerbsbeteiligung der Altersrent-
ner hatte verschiedene Gründe: geringes Rentenniveau, 
gesetzlich   eingeräumte   Möglichkeit   zur   Teilzeitarbeit, 
scheinbarer Arbeitskräftemangel, aber auch sozialkommu-
nikative Bedürfnisse nach Weiterarbeit im Rentenalter 
u. a. Einiges davon entfällt künftig, so daß eine Anglei-
chung an westdeutsche Erwerbsquoten für wahrscheinlich 
gehalten wird. 

b) Nichtverheiratete Frauen: Angenommen wird, daß sich 
die Erwerbsquoten an die der bisherigen Bundesrepublik 
bis zum Jahr 2000 angleichen. Das bedeutet zunächst eine 
tendenzielle Abnahme in allen Altersgruppen, besonders 
stark in den unteren und oberen als Folge einer ebenfalls 
höheren Bildungsbeteiligung bzw. abnehmender Erwerbs-
tätigkeit bei den Altersrentnerinnen. Ab 2000 entwickeln 
sich die Erwerbsquoten wie im westlichen Teil der Bundes-
republik. (Dadurch nähern sich die Erwerbsquoten der 
nichtverheirateten Frauen stark an die der Männer an.) 
Anzumerken ist, daß die Erwerbsquoten der nichtverheira-
teten Frauen im alten Teil der Bundesrepublik inzwischen 
recht hoch sind, als Ergebnis einer Tendenz zur wachsen-
den Erwerbsbeteiligung. Diese wird für die Zukunft fortge-
schrieben, so daß die Abnahme der Erwerbsbeteiligung 
nichtverheirateter Frauen in den neuen Bundesländern 
moderat ausfällt. 
c) Verheiratete Frauen: Die größten Unterschiede in der 
Erwerbsbeteiligung west- und ostdeutscher Frauen lagen 
bei den verheirateten Frauen vor. Die im Laufe der Jahre 
in der ehemaligen DDR aufgebauten Wertvorstellungen 
von  der  Frau  als  Berufstätige,   Mutter  und  Hausfrau 
bedurfte eines bestimmten sozialen Bedingungsgefüges: 
hoher    gesellschaftspolitischer    Stellenwert,     genügend 
Frauenarbeitsplätze, genügend Plätze zur Kinderbetreu-
ung,    niedriges   Familieneinkommen,    Berufsausbildung 
auch für alle weiblichen Jugendlichen usw. Dieses Bedin- 
gungsgefüge bricht bzw. brach auseinander. Das grundle-
gend veränderte Umfeld der Erwerbstätigkeit – nicht nur 
für die Frauen, sondern auch für die Männer – wird nun-
mehr über kurz oder lang auch die Einstellungen der 
Frauen zur Erwerbstätigkeit beeinflussen und ihr Erwerbs-
verhalten an das westdeutsche angleichen. Allerdings sind 
auch umgekehrte Einflüsse denkbar.  Zudem muß man 
Beharrungstendenzen bei den in dem Bedingungsgefüge 
aufgewachsenen Frauen berücksichtigen, welche dazu füh-
ren können,  daß erst neue  Generationen den Wandel 
tragen. Ein weiterer Aspekt ist der Einkommensrückstand, 
der die Erwerbsneigung erhöht. 

Es ist daher nicht anzunehmen, daß die Erwerbsquoten in 
den neuen Bundesländern auf das jetzige westdeutsche 
Niveau zurückgehen. Vielmehr werden sich wohl steigende 
westdeutsche und sinkende ostdeutsche Quoten allmählich 
einander annähern. Um diesen Prozeß zu erfassen, wurden 
zwei Varianten entwickelt. 
Eine Variante geht von einer schnellen Anpassung bis 2000 
aus, die andere von einer langsameren bis 2010. Die 
Angleichung erfolgt jeweils an die westdeutschen Quoten 
des Zieljahres, mit der Vorgabe einer raschen Annäherung 
in den ersten Jahren – und zwar bis 1995 – und schließlich 
einer nur noch allmählichen in den restlichen Jahren bis 
2000 bzw. 2010. Nach 2000 bzw. 2010 wird ein Gleichlauf 
der Erwerbsquoten in ganz Deutschland unterstellt. 
Die Angleichung wurde jeweils für die oberen und unteren 
Varianten der westdeutschen Quoten berechnet. Somit 
liegen für die Modellrechnung 4 Varianten mit variablen 
Erwerbsquoten und eine mit konstanten Quoten vor. Die 
Anhangstabelle AI stellt alle Annahmen zu den Erwerbs-
quoten zusammen. 
Wie auch aus dem Anhang hervorgeht, dürfte die schnelle, 
bereits im Jahre 2000 abgeschlossene Angleichung an west-
deutsche Verhältnisse eine eher unwahrscheinliche Unter-
grenze bilden. Folgte der Anpassungsprozeß diesem Szena-
rio, würde dies eine Überreaktion der ostdeutschen 
Erwerbsquoten (der verheirateten Frauen) implizieren. 
Nach dem starken Rückgang bis 2000 stiegen die Quoten -
z. T. nicht unerheblich – wieder an, um schließlich im Jahr 
2010 auf westdeutsches Niveau zu gelangen. Deshalb wer-
den diese Varianten hier im Text nicht weiter dargestellt. 
Für ausgewählte Jahre bilden die Grafiken 3.2.1 bis 3.2.4 
den Verlauf der Potentialerwerbsquoten ab. Man erkennt 
in Abbildung 3.2.1 den leichten Rückgang bei den Män-
nern bis 2000 und den darauffolgenden leichten Anstieg. 
Wie wenig sich die Erwerbsquoten der nichtverheirateten 
Frauen verändern, zeigt Abbildung 3.2.2. Die beiden näch-
sten Abbildungen zeigen die altersspezifischen Erwerbs-
quoten der verheirateten Frauen. Insbesondere in den 
mittleren Altersgruppen ist der angenommene starke 
Rückgang der Erwerbsquoten deutlich sichtbar. Daneben 
wirkt sich – gewissermaßen als Niveaueffekt – der Unter-
schied von oberer und unterer Variante der westdeutschen 
Quoten aus. 

3.3 Ergebnisse der Modellrechnungen für das Potential 
Die 3 Ergebnisvarianten der Bevölkerungsprojektion erge-
ben mit den verschiedenen Varianten der Erwerbsquoten 
formal eine Vielzahl verschiedener Modellrechnungen zum 
Potential an Erwerbspersonen. Nicht alle Rechenvarianten 
sind in gleicher Weise sinnvoll und haben die gleiche 
Realitätsnähe. Kriterium für die Auswahl ist ihre Eignung 
für die Beantwortung der folgenden Fragestellungen: 
- Welchen Einfluß hat die natürliche Bevölkerungsbewe-

gung auf das Potential? 

- Welchen Einfluß hat die Wanderungsbewegung? 

- Welchen Einfluß hat die sich ändernde Erwerbsbeteili-
gung? 

Zum Nachweis der genannten Einflüsse lassen sich fol-
gende Varianten bilden: 
- Natürliche Bevölkerungsentwicklung ohne Wanderung 
und konstante  Erwerbsquoten entsprechend dem Aus-
gangsjahr 1990 (Variante 1). Daraus läßt sich der Einfluß 
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Abbildung 3.2.1.: Annahmen für die Potentialerwerbsquoten in 
den neuen Bundesländern – 1990, 2000, 2010 

Männer 

Abbildung 3.2.3.: Annahmen für die Potentialerwerbsquoten in 
den neuen Bundesländern – 1990, 2000, 2010 

verh. Frauen, Var3 (Anpassung bis 
2010 an obere westdeutsche Variante) 

   

Abbildung 3.2.2.: Annahmen für die Potentialerwerbsquoten in 
den neuen Bundesländern – 1990, 2000, 2010 

Frauen, nichtverheiratet 

Abbildung 3.2.4.: Annahmen für die Potentialerwerbsquoten in 
den neuen Bundesländern – 1990, 2000, 2010 

verh. Frauen, Var4 (Anpassung bis 
2010 an untere westdeutsche Variante) 
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der natürlichen demographischen Komponente, d. h. der 
Veränderung der Bevölkerung in Anzahl, Alter und 
Geschlecht auf das Erwerbspersonenpotential nachweisen. 
- Natürliche Bevölkerungsentwicklung und Wanderungen 
sowie konstante Erwerbsquoten (Variante 2). Durch die 
Differenzbildung zwischen dieser und der Variante l kann 
der Einfluß der Wanderungsbewegung (Wanderungskom-
ponente)    auf    das    Erwerbspersonenpotential    isoliert 
werden. 

- Natürliche Bevölkerungsentwicklung und Wanderungen 
sowie   Erwerbsquoten   bei   langsamer   Angleichung   der 
Erwerbsbeteiligung der verheirateten Frauen an das obere 
westdeutsche Niveau (Variante 3). 

- Natürliche Bevölkerungsentwicklung und Wanderungs-
bewegung sowie Erwerbsquoten bei langsamer Anglei-
chung der Erwerbsbeteiligung der verheirateten Frauen an 
das untere westdeutsche Niveau (Variante 4). 

Diese Varianten decken ein weites Spektrum möglicher 
Entwicklungen ab. Detailliert werden die Ergebnisse im 
Anhang, Tabellen A2 und A3, dargestellt13. Im weiteren 
werden die wichtigsten Resultate kurz diskutiert. 
Wie sich das gesamte Erwerbspersonenpotential in den 
neuen Bundesländern von 1990 bis 2030 entwickelt, zeigt 
die Abbildung 3.3.1. 

 
13 Nachrichtlich werden im Anhang auch Ergebnisse für zwei Varianten mit 

(schneller) Anpassung der Erwerbsquoten verheirateter Frauen bis 2000 
an die obere bzw. untere westdeutsche Variante angegeben. Im Text 
werden diese beiden Varianten 5 und 6 nicht mehr dargestellt, denn – wie 
bereits ausgeführt wurde – der schnelle Anpassungsprozeß führt zu wenig 
realistischen Ergebnissen. 

Bei konstanten Erwerbsquoten wirken sich nur die demo-
graphischen Veränderungen aus. Man sieht an den beiden 
oberen Kurven (Varianten l und 2), daß sich in diesem Fall 
das Potential bis 2010 auf einem Niveau von etwas mehr als 
9 Millionen hält. Erst danach setzt ein drastischer Rück-
gang ein, der ausschließlich auf die natürlichen Komponen-
ten der Bevölkerungsentwicklung zurückzuführen ist. 
Die mittlerweile für 1991 weitgehend vorliegenden 
Arbeitsmarktdaten zu Erwerbstätigkeit, Arbeitslosigkeit, 
Vorruhestand/Altersübergangsgeld und FuU ergeben in 
der Summe einen Schätzwert von über 9,1 Millionen Perso-
nen. Dieser additiv ermittelte Wert stellt gewissermaßen 
eine Untergrenze für das effektive Erwerbspersonenpo-
tential dar. Er liegt deutlich über den Schätzwerten der 
Variante 3 und 4 (mit Anpassung der Erwerbsquoten) für 
1991 und genauso deutlich unter dem Wert der Variante 2 
(konstante Erwerbsquoten). 

Dies läßt folgende Interpretationen zu: 
(1) Der derzeitige effektive Wert liegt unter dem des auf-
grund der langfristigen Entwicklung zu erwartenden. Dies 
spräche für eine langsamere Anpassung der Frauener- 
werbsquoten als angenommen. 

(2) Die in Kap. 3.1 ausführlich erläuterte schwierige Schät-
zung des Basiswertes  1990 aus (vorläufigen) amtlichen 
Statistiken weist mit fast 9,4 Millionen zu wenige Erwerbs-
personen aus.  Gewisse  Hinweise  liefert dafür der um 
200.000 Personen höhere Stichprobenwert aus dem Sozio- 
ökonomischen Panel. 

Es ist heute noch nicht beurteilbar, ob es sich dabei um 
eine grundsätzlich langsamere Anpassungsgeschwindigkeit 
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oder um eine mehr kurzfristige Verzögerung der langfristig 
angenommenen Angleichung an westdeutsche Verhältnisse 
handelt. (Zum Verhältnis Kurz- und Langfristprognostik 
vgl. den Hinweis in der Einleitung). 
Aus dem Abstand der Kurven von Variante l und 2 ist 
sofort der Wanderungseinfluß erkennbar, insbesondere 
auch, wie sich die für die zweite Hälfte dieses Jahrzehnts 
angenommene Umkehr der Wanderungsströme auswirkt. 
Bei der langsamen Angleichung der Quoten nimmt das 
Potential zuerst stark ab und verbleibt von 1995 an auf 
ungefähr demselben Niveau bis 2010. Hier gleichen sich 
demographische Einflüsse und nur noch langsam sinkende 
Quoten im Effekt aus. 
Ob die Angleichung an die obere oder untere Variante der 
westdeutschen Quoten erfolgt, führt zu keinen Unterschie-
den im Verlauf, hingegen zu relativ geringen Niveauunter-
schieden. 
Die Wirkung der verschiedenen Einflußfaktoren läßt sich 
aber besser aufdecken, wenn man die kumulierten jährli-
chen Veränderungen betrachtet. In Tabelle 3.3.1 sind diese 
aufgespalten in den natürlichen demographischen Einfluß, 
den Wanderungseffekt und den Verhaltenseffekt. 

Tabelle 3.3.1: Komponenten der Veränderung des globalen 
Potentials – kumulierte absolute Veränderung, in 1000 – 

 
Variante 1: ohne Wanderungen, konstante Erwerbsquoten 1990 
Variante 2: mit Wanderungen, konstante Erwerbsquoten 1990 
Variante 3: mit Wanderungen, Anpassung bis 2010 an obere westdeutsche 
Variante  
Variante 4: mit Wanderungen, Anpassung bis 2010 an untere westdeutsche 
Variante 
Spalte 1: kumulierte Veränderung von Variante l 
Spalte 2: kumulierte Veränderungen Var2 minus Varl  
Spalten 3-4: kumulierte Veränderungen Var3 bzw. Var4 minus Var2 

In den folgenden Spalten steht, welchen Einfluß die Verän-
derung der Erwerbsquoten, also das „Verhalten“, auf das 
Potential hat. 
Dies geht aus dem Vergleich der Varianten 3 und 4 mit 
Variante 2 hervor. 
Der Verhaltenseffekt ist demnach bis 2010 um ein Vielfa-
ches stärker als der gemeinsame demographische Einfluß -
natürliche und Wanderungskomponente zusammengenom-
men. Bis 2010 vermindert die Anpassung der Quoten an 
westdeutsche Verhältnisse das Potential von 844.000 
(obere Variante der westdeutschen Projektion) resp. 
1.073.000 (untere Variante). 
Die Analyse der Altersstruktur kann anhand der folgenden 
drei Grafiken für die Altersgruppen der unter 30jährigen, 
der 30- bis 50jährigen und der 50jährigen und älteren 
erfolgen. 
Betrachtet man die drei Abbildungen, dann fallen vor 
allem die (bis 2010) großen Schwankungen in den absolu-
ten Werten auf. In der Altersgruppe der 15- bis 30jährigen 
ist bis 2000 ein Rückgang um fast l Million Personen zu 
verzeichnen, woran sich eine leichte Erholung anschließt, 
die aber schon um etwa 2006 endet. 
Die mittlere Altersgruppe gewinnt absolut bis 2000 etwa 
400.000 hinzu -je nach Variante etwas mehr oder weniger. 
Nach 2000 sinkt die Zahl der 30- bis unter 50jährigen 
ständig, um sich am Ende des Betrachtungszeitraumes fast 
auf dem Niveau von 1990 wiedereinzufinden. 

 

Abbildung 3.3.2 b.: Ostdeutsches Erwerbspersonenpotential 
1990-2010 nach drei Altersgruppen (in Mio.) 

30 bis unter 50 

Spalte l der Tabelle zeigt, wie sich das Potential verän-
derte, wenn nur die natürliche demographische Kompo-
nente, also Geburten und Sterbefälle, wirken würden. Bis 
2010 wäre demnach ein Rückgang um ca. 450.000 Personen 
zu verzeichnen. 
Spalte 2 stellt den isolierten Wanderungseffekt dar, der 
sich aus den Wanderungsannahmen in Verbindung mit 
dem Erwerbsverhalten ergibt. Bis 2000 kumuliert sich der 
Effekt auf 50.000 Personen, um die das Potential aufgrund 
von Wanderungen niedriger liegt. 2010 ist der Wande-
rungseinfluß sogar positiv, d. h. ohne Wanderungen wäre 
das Potential um 140.000 niedriger. 
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Mit umgekehrten Vorzeichen gilt das auch für die Älteren. 
Diese Gruppe geht bis 2000 zahlenmäßig stark zurück, in 
den Varianten 3 und 4 um etwa eine halbe Million, steigt 
dann bis 2010 um ca. 300.000 an. Damit wird etwa das 
Ausgangsniveau von 1990 erreicht. 
Entsprechend dieser invers verlaufenden Entwicklungen 
verschieben sich die Anteile der einzelnen Gruppen am 
gesamten Potential. 

3.4 Verminderung des Potentials durch Vorruhestand und Alters-
übergangsgeld 
3.4.1 Vorbemerkung 
Das IAB hat in einer Reihe von Beiträgen deutlich 
gemacht, daß die Möglichkeit des vorgezogenen Ruhestan-
des arbeitsmarktentlastend wirkt (vgl. Kühlewind 1986, 
Kurzbericht vom 29. 4. 91). Bei einer besseren Arbeits-
marktlage würden entweder derartige Regelungen außer 
Kraft gesetzt oder es würde davon kaum mehr Gebrauch 
gemacht werden, mit der Folge, daß die nachfolgenden 
Altersjahrgänge wieder dem Arbeitsmarkt zur Verfügung 
stünden. (Außerdem ist nicht ausgeschlossen, daß einige 
der vorzeitig aus dem Arbeitsmarkt Ausgeschiedenen wie-
der eine Tätigkeit aufnehmen.) Folglich ist die Entlastung 
eher auf die kurze und mittlere Frist beschränkt und gilt 
nicht in längerfristiger Betrachtung. 
In den neuen Bundesländern stellt sich die Sachlage ganz 
anders dar, weil der zu erwartende Umfang der Inan-
spruchnahme deutlich höher ist (vgl. Kurzbericht vom 
29. 4. 91). Deshalb wird versucht, die globalen quantitati-
ven Auswirkungen von Vorruhestand und Altersüber-
gangsgeld auf das Erwerbspersonenpotential der neuen 
Bundesländer abzuschätzen. 

Die am 8. 2. 90 in Kraft getretene Vorruhestandsregelung 
(in der ehemaligen DDR) haben bis zum Auslaufen am 
2. 10. 90 ungefähr 400 000 Beschäftigte in Anspruch 
genommen. Im Jahresdurchschnitt 1990 ist von ca. 185 000 
Vorruhestandsempfängern auszugehen. 

Abbildung 3.3.2 c.: Ostdeutsches Erwerbspersonenpotential 
1990-2010 nach drei Altersgruppen (in Mio.) 

50 und älter 

Geht man von den bewilligten Anträgen auf Vorruhe-
standsgeld aus, gibt es wohl keine geschlechtsspezifischen 
Unterschiede in der Häufigkeit der Inanspruchnahme. 
Über die Altersverteilung sind (derzeit) keine Informatio-
nen erhältlich. Es wird deshalb davon ausgegangen, daß 
die Inanspruchnahme proportional zur Alters- und 
Geschlechtsstruktur erfolgte. Die einzig verfügbaren 
Daten in entsprechend tiefer Gliederung stellen der Daten-
speicher „Gesellschaftliches Arbeitsvermögen“ (GAV) 
(für 1989) und der Arbeitsmarktmonitor zur Verfügung. 
Weil nur die Strukturen von Bedeutung sind, dürften die 
des GAV von 1989 hinreichend genau für die Modellrech-
nung sein, so daß diese verwendet wurden. 
Vom 3. 10. 90 an konnten Beschäftigte ab dem 57. Lebens-
jahr unter bestimmten Voraussetzungen Altersübergangs-
geld erhalten. Diese Regelung wurde mittlerweile modifi-
ziert und die Altersgrenze auf das 55. Lebensjahr herabge-
senkt. 1990 ist jahresdurchschnittlich von immerhin 15 000 
Altersübergangsgeldfallen auszugehen, welche – vereinfa-
chend ebenfalls proportional zur Alters- und 
Geschlechtsstruktur der Beschäftigten aufgeteilt werden. 
Ende 1990 bezogen insgesamt ca. 400 000 Personen Vorru-
hestands- oder Altersübergangsgeld. Im darauffolgenden 
Jahr wirken sich diese natürlich voll potentialmindernd aus 
– nicht nur der Durchschnitt. 
Für den Umfang der weiteren Inanspruchnahme wird von 
der im Kurzbericht vom 29. 4. 91 getroffenen Annahme 
ausgegangen, d. h. von 50% des Potentials pro Altersjahr-
gang. Derzeit ist das Altersübergangsgeld noch bis zum 
31. 12. 91 befristet, aber angesichts der absehbaren 
Arbeitsmarktlage dürfte es realistisch sein, in der Modell-
rechnung die bereits diskutierte Verlängerung um ein Jahr 
zu unterstellen. In der Modellrechnung wird mit 40% für 
1991 und 20% vom verbleibenden Potential für 1992 
gerechnet, was zusammen ca. 52% pro Jahrgang ergibt. 
(Lediglich die 55jährigen aus dem Jahr 1992 gehen nur zu 
40% ab.) 
Die Empfänger von Vorruhestands- bzw. Altersübergangs-
geld werden Jahr für Jahr um die Sterbe- und Invaliditäts-
fälle14) vermindert. Außerdem wird die im Gesetz vorgese-
hene Verpflichtung, das Altersruhegeld frühestmöglich zu 
beantragen, in der Weise berücksichtigt, daß der gesamte 
Bestand mit Erreichen der gesetzlichen Ruhestandsgrenze 
vollständig abgeht. In der Modellrechnung ist dazu die 
Übernahme des westdeutschen Rentenrechts ab 1992 
bereits enthalten. 

  

3.4.2 Annahmen 
Zum Vorruhestand bzw. zum Altersübergangsgeld liegen 
im Augenblick nur wenige Daten vor und vieles ist zudem 
noch im Flusse. Somit sind für die Entlastungsrechnung 
eine Reihe von Annahmen zu treffen. Diese betreffen (i) 
den Umfang und (ii) die Strukturen. 

 
14 Für die Invaliditätsquoten wurden westdeutsche Verhältnisse angenom-

men. Die Daten konnten dem IAB-Projekt 1-371 V „Langfristige 
Arbeitsmarkt-Szenarien für ein Modell der Auswirkungen des Bevölke-
rungs- und Strukturwandels auf die Alterssicherung“ entnommen wer-
den. 

3.4.3 Entlastungseffekt 
Für die Varianten 3 bis 6 wurde berechnet, wie hoch der 
Entlastungseffekt durch Vorruhestands- und Altersüber-
gangsgeld ist. (Die Tabelle 3.4.1 enthält die entsprechen-
den Ergebnisse für alle 4 Varianten.) 

In welcher Relation die Entlastung zum Potential steht, soll 
die folgende Grafik (Abb. 3.4.1) verdeutlichen, welche die 
Entwicklung des Potentials unter Berücksichtigung des 
Entlastungseffektes durch Vorruhestands- und Altersüber-
gangsgeld für die Varianten 3 und 4 darstellt. 
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Tabelle 3.4.1: Entlastung des Arbeitsmarktes durch Vorruhestand 
und Altersübergangsgeld – 1990 bis 2000 

 
Erläuterungen: 
Entlastung = Jahresdurchschnittsbestand 
Alle Varianten mit Wanderungen 
V3: Anpassung bis 2010 an obere westd. Variante 
V4: Anpassung bis 2010 an untere westd. Variant  e
V3: Anpassung bis 2000 an obere westd. Variante 
V4: Anpassung bis 2000 an untere westd. Variante 

Tendenziell gilt, daß von einem relativ niedrigen Niveau 
von 200 000 im Jahr 1990 ein starker Anstieg auf weit über 
500 000 1991 stattfindet. Dies ist der Beitrag, den die 
Regelungen für Vorruhestands- und Altersübergangsgeld 
leisten. 1992 sinkt der globale Entlastungseffekt auf etwa 
420 000 ab, was auf die neuen Altersgrenzen für das Alters-
ruhegeld zurückzuführen ist. In den folgenden Jahren 
nimmt der Bestand an Vorruhestandsempfängern bzw. 

Empfängern von Altersübergangsgeld Jahr für Jahr um 
ungefähr 100 000 ab. Dies liegt hauptsächlich daran, daß 
der Bestand jedes Jahr um diejenigen vermindert wird, die 
die Rentengrenze erreichen, aber teilweise natürlich auch 
an Sterbe- und Invaliditätsfällen. 
Obwohl schon die noch nicht beschlossene Verlängerung 
des Altersübergangsgeldes in die Modellrechnungen einge-
flossen ist, was eine Verlängerung des Entlastungseffektes 
nach sich zieht, endet eine spürbare Entlastung des 
Arbeitsmarktes durch Vorruhestands- bzw. Altersüber-
gangsgeld spätestens 1996. In dem wahrscheinlich wohl 
besonders kritischen Zeitraum 1992 oder 1993 entlasten 
diese arbeitsmarktpolitischen Instrumente den Arbeits-
markt aber um immerhin rund 300 000 bis 400 000 Per-
sonen. 

3.4.4 Nachtrag zur aktuellen Situation 
Die Regelung für das Altersübergangsgeld (Alüg) wurde 
nach Fertigstellung dieses Beitrages um ein halbes Jahr bis 
zum 30. 6. 1992 verlängert. Unter Berücksichtigung von 
mittlerweile vorliegenden Details der Inanspruchnahme 
von Vorruhestand/Alüg in den Jahren 1990 und 1991 
aktualisierten wir die oben stehenden Berechnungen. (Vgl. 
dazu auch den Beitrag der Autorengemeinschaft in diesem 
Heft.) 

Bedeutendere Abweichungen zu den früheren Berechnun-
gen ergeben sich in den Jahren 1992 ff. Dies ist teils auf 
eine höhere Inanspruchnahmequote der 55jährigen, teils 
auf eine veränderte Einschätzung der Altersverteilung der 
Zugänge in Vorruhestand/Alüg zurückzuführen. 

Abbildung 3.4.1.: Vorausschätzung   des  ostdeutschen   Erwerbspersonenpotentials  unter  Berücksichtigung  des  potentialmindernden 
Effekts von Vorruhestand/Altersübergangsgeld (VR/Alüg) 
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4 Zusammenfassung 
Die vorliegenden Modellvarianten bilden natürlich nur 
einen Ausschnitt möglicher Entwicklungen ab, aber sie 
grenzen das vernünftigerweise zu erwartende Spektrum 
ein. 
Dabei ist die Variante, die von konstanten Erwerbsquoten 
und einem Wanderungssaldo von Null ausgeht (Variante 
1), sicherlich die Obergrenze des überhaupt Denkbaren. 
Höchstwahrscheinlich liegt das künftige ostdeutsche Poten-
tial darüber. 
Dem Unsicherheitsmoment, das die Wanderungsbewegun-
gen in die Berechnung bringen, könnte – theoretisch – mit 
vielen weiteren Wanderungsannahmen Rechnung getragen 
werden. Vergleicht man die einschlägige Literatur15, so 
findet man eine Vielzahl von Annahmen zum Wanderungs-
geschehen in den neuen Bundesländern. Sie alle spiegeln 
unterschiedlich subjektive Meinungen wider, weil jegliches 
Wissen über Wanderungstendenzen, und sei es aus Ver-
gangenheitstrends, für die neuen Bundesländer fehlt. Wei-
tere Modellvarianten würden somit lediglich das Gesamt-
bild unüberschaubar machen, ohne einen echten zusätzli-
chen Erkenntniswert zu haben. Zudem war schon aus der 
Komponentenzerlegung (Tabelle 3.3.1) erkennbar, daß die 
Wanderungen in Ostdeutschland nicht die größte Bedeu-
tung für das Erwerbspersonenpotential haben. Anstatt 
viele weitere Wanderungsvarianten in Modellrechnungen 
umzusetzen, könnte man – überschlägig – andere Wande-
rungsvolumina anteilig, mit z. B. einer globalen Erwerbs-
quote von 50%, für das Potential berücksichtigen. 
Die verschiedenen Varianten für die Erwerbsquoten sollten 
die tatsächlich sich einstellende Entwicklung wohl eingren-
zen können. Selbstverständlich sind noch schnellere oder 
auch langsamere Anpassungsprozesse und Abweichungen 
von den westdeutschen Vorgaben denkbar. Immerhin gibt 
es ja auch innerhalb der alten Bundesländer beträchtliche 
regionale Unterschiede. Doch würde beispielsweise eine 
beinahe schlagartige Angleichung an das westdeutsche 
Erwerbsverhalten sehr überraschen. Die zusätzlich berech-
neten und im Anhang dokumentierten Varianten, die eine 
schnelle Anpassung der Erwerbsquoten bis 2000 beinhalten, 
führen dementsprechend auch zu eher wenig plausiblen 
Verläufen. Ebenso ist nicht recht vorstellbar, daß sich die 
Anpassung über mehrere Jahrzehnte hinziehen wird. Die 
Freizügigkeit und die zunehmend engeren wirtschaftlichen 
Beziehungen stehen dem entgegen. 
Wenn man davon ausgeht, daß die Modellrechnungen die 
wahre Entwicklung richtig eingrenzen, dann bedeutet das 

für die Zukunft Ostdeutschlands einen z. T. erheblichen 
Rückgang des Potentials. Nur in den Varianten l und 2, wo 
unverändert hohe Erwerbsquoten und ein langfristig weit-
gehend ausgeglichener Wanderungssaldo angenommen 
werden, verläuft dieser Prozeß moderat. In den übrigen 
Varianten liegt das Potential im Jahr 2010 um über eine 
Million unter dem des Basisjahres 1990. Der Ausblick bis 
2030 zeigt – ohne Zuwanderungsüberschüsse – eine weitere 
drastische Verminderung des Potentials auf, jedoch ist diese 
Tendenz aufgrund der gesamten Modalitäten der Modell-
rechnung gedanklich eher als Merkposten zu betrachten, 
denn als Hinweis auf eine wahrscheinliche Entwicklung. 
Ebenso sollten strukturelle Änderungen des Erwerbsperso-
nenpotentials vorsichtig interpretiert werden. Der bei glo-
balen Ergebnissen sich (oft) einstellende Fehlerausgleich 
wirkt hier nicht. Insofern ist auch der in kurz- bis mittelfri-
stiger Sicht potentialmindernde Effekt von Vorruhestand 
und Altersübergangsgeld lediglich als grobe Richtungsaus-
sage aufzufassen (und wird deshalb nicht weiter nach Alter 
und Geschlecht differenziert ausgewiesen). Daß dadurch 
eine starke Wirkung erzielt wird, und daß diese etwa 1997 
endet, ist unter den gegebenen, auch heute schon bekann-
ten Umständen fast sicher, die genaue Höhe und struktu-
relle Details aber nicht. 
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Anhang 

Erläuterung: ow/mw = ohne/mit Wanderung 
VI: ow, konstante Sterblichkeit/Fruchtbarkeit 
V2: ow, variable Sterblichkeit/Fruchtbarkeit 
V3: mw, variable Sterblichkeit/Fruchtbarkeit 
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noch Tab. A 3: Ostdeutsches Erwerbspersonenpotential 
1990-2010 nach drei Altersgruppen (in 1000) 
30 b. u. 50 

noch Tab. A 3: Ostdeutsches Erwerbspersonenpotential 
1990-2010 nach drei Altersgruppen (in 1000) 
50 u. ä. 
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